
die tageszeitung • Donnerstag, 5. Dezember 1996 Wirtschaft und Umwelt

„Blockaden gehen ins Leere"
• Der Atomexperte Michael Sailer vom Öko-Institut in Darmstadt fordert eine neue
Entsorgungsdebatte: End- und Zwischenlager, um die Wiederaufarbeitung zu stoppen

taz: Die Plutoniumfabrik in
Hanau wird leergeräumt. Ein Teil
des Materials, die 205 MOX-
Brennelemente für den schnellen
Brüter, wird jetzt vielleicht in den
USA in Bombenstoff verwandelt;
der große Rest heizt via La Hague
und Sellafleld den europäischen
Plutoniumkreislauf an oder wird
von den Stromkonzernen zwi-
schengelagert. Was befürwortet
das Öko-Institut?

Michael Sauen Sicher nicht die
Wiedereinführung in den Plutoni-
umkreislauf. Wir sagen ganz klar:
Das Material muß zwischengela-
gert und dann endgelagert werden.
Leider sind die 2,4 Tonnen Ha-
nauer Plutonium [Pu] das kleinere
Problem für Deutschland. Das gö-
ßere Problem ist, daß in der WAA
in La Hague und zum Teil auch in
Sellafield jedes Jahr weitere fünf
Tonnen deutsches Plutonium
durch die Wiederaufarbeitung
freigesetzt werden. Man muß diese
Pu-Erzeugung stoppen. Es muß
also jetzt eine neue Entsorgungs-
debatte geben. Es ist notwendig,
daß sich die Anti-AKW-Bewe-
gung klarmacht, daß im Gegensatz
zu vor 15 Jahren, als der Spruch
kreiert wurde, daß man über Ent-
sorgung und Endlager erst dann
diskutiert, wenn alle AKWs abge-
schaltet sind, eine andere Situation
mit sehr viel mehr Atommüll und
Pu vorfindet als damals. Die De-
batte muß jetzt geführt werden.

Aber dann muß man dieser Be-
wegung doch auch sagen können,
für was sie sich einsetzen soll. Für
ein Endlager in Gorleben?

Natürlich wäre es sinnvoll, wenn
möglichst bald keine AKWs mehr
laufen würden, weil dann die wei-
tere Atommüllproduktion ge-
stoppt würde. Dann würde es auch
das Risiko eines atomaren Gro-
ßunfalls nicht mehr geben. Aber
man wird gleichzeitig nicht den
Blick davor verschließen können,
daß schon massenhaft Atommüll
da ist. Heute geht der Großteil des
Atommülls von hier nach La Ha-
gue und Sellafield und wird dort
vervielfacht. Jeden Tag wird in La
Hague rund 2.000 mal mehr Ra-
dioaktivität in die Umwelt abge-
blasen als am Standort eines deut-
schen AKW. Das Pu kommt als
MOX-Brennelemente in deutsche

Michael Sailer nimmt seit Jahren
die Energiebranche unter die Lupe
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AKW zurück. Diese Tatsachen
werden zur Zeit noch von der deut-
schen Anti-AKW-Bewegung ver-
drängt.

Also: Wer nicht will, daß in der
WAA La Hague weitergearbeitet
wird, der muß sich für Zwischen-
und dann Endlagerung stark ma-
chen. Der Standortfrage wird aber
laufend ausgewichen.

Ich habe schon oft darauf hinge-
wiesen, daß es ein Trugschluß ist zu
glauben, durch die Blockade einer
Bahnstrecke bei Gorleben die
Atomindustrie zu behindern. Die
Atomtransporte an und für sich
behindert man damit nicht. Die
Transportbehälter mit den abge-
brannten Brennelementen gehen
dann eben nach La Hague oder
Sellafield mit der größeren Um-
weltbelastung und mit dem Effekt,
daß die Plutoniumindustrie syste-
matisch am Leben erhalten wird.

Die Proteste gegen den Castor
sind also unsinnig?

Ich kann die Leute in Gorleben
verstehen, daß sie die Castor nicht
haben wollen. Ich kann auch die
Leute in Ahaus verstehen. Das
sind Regionen, die nichts mit
AKWs zu tun haben, die aber mit
Nachfolgeprodukten belastet wer-
den sollen. Aus dieser Sicht heraus
sind die Proteste legitim. Sie sind
aber nicht dazu geeignet, etwa das
Ende der Atomindustrie zu er-
zwingen. Solange Transporte mit
abgebrannten Brennelementen
ungehindert und undiskutiert

Castor mobilisiert
Polizisten und Gegner
• Bund und Länder einigen sich über das
Begleitpersonal für Atomtransporte

Hannover (dpa/taz) - Die Poli-
zei wird nach den Worten von Nie-
dersachsens Innenminister Ger-
hard Glogowski (SPD) beim näch-
sten Atommülltransport nach
Gorleben „gut vorbereitet" sein.
Die nächsten Castor-Behälter wer-
den voraussichtlich „in der Zeit
zwischen Februar und Mai näch-
sten Jahres" unterwegs sein, sagte
Glogowski am Montag abend in
Hannover. Zwischen Bund und
Ländern bestehe jetzt Einigkeit
über die Zusammenarbeit in dieser
Frage. „Das heißt, wir werden die
entsprechenden Polizeikontin-
gente bekommen und müssen
nicht jedes Mal bettelnd durchs
Land laufen."

Nach dpa-Informationen soll
der ursprünglich für diesen Herbst
geplante dritte Atommülltrans-

port ins Zwischenlager Gorleben
nun in der Woche vom 3. bis 7.
März erfolgen. Dazu wollte Glo-
gowski sich ebensowenig äußern
wie zu dem Plan, sechs Castor-Be-
hälter in einem Sammeltransport
nach Gorleben zu bringen. Drei
Behälter sollen aus der französi-
schen Wiederaufarbeitungsanlage
La Hague kommen, die drei ande-
ren enthalten abgebrannte Brenn-
stäbe aus den AKW Gundremmin-
gen und Neckarwestheim.

Morgen, am Nikolaustag, sollen
bundesweit Anti-Castor-Aktionen
stattfinden. Die „Republik freies
Wendland" fordert, daß um 16
Uhr alle Räder der Bahn für 10 Mi-
nuten stillstehen. Und in Saarbrük-
ken trifft man sich um 15 Uhr zu ei-
ner Aktion vor dem Bahnhof in
derMainzerstr.35.

quasi täglich nach Frankreich rol-
len, gehen die Blockaden in Gorle-
ben ins Leere. Tatsache ist: Wenn
die EVUs ihre abgebrannten
Brennelemente noch sechs Jahre
lang weiter zur Wiederaufarbei-
tung ins Ausland schaffen, dann
hat Deutschland einen Berg von 60
Tonnen abgetrenntem Plutonium.

Also Zwischenlagern und dann
endlagern. Aber wo?

Ich will jetzt nicht sagen: Gorle-
ben oder Ahaus. Am liebsten wäre
es mir, wenn die Betreiber auf dem
Betriebsgelände der AKWs Zwi-
schenlager einrichten. Dann kann
man sich schon einmal die Trans-
porte sparen, und von Deutschland
aus würde der Pu-Kreislauf nicht
mehr angeheizt. Außerdem wür-
den die AKW-Betreiber dann je-
den Tag sehen, daß sie das Problem
endlich lösen müssen. Der Vor-
schlag von Greenpeace, die Lager-
becken in den AKWs dafür zu ver-
wenden, ist technisch nicht verant-
wortbar. Da müßte das ganze Re-
aktorsystem am Leben gehalten
werden. Die Elemente müßten
langfristig im Lagerbeckenwasser
stehen, wobei es dann zu Korrosi-
onsproblemen kommt. Aus sicher-
heitstechnischen Gründen müssen
die Zwischenlager auf dem Be-

triebsgelände Trockenlager mit z.
B. sicherheitstechnisch verbesser-
ten Castor-Behältern sein.

Wir reden jetzt aber immer noch
über die Zwischenlagerung.

Ja, aber so wird Zeit gewonnen
für eine fundierte Endlagerent-
scheidung.

Ich rede über Deutschland,
denn die Debatte über die Endla-
gerung deutschen Atommülls im
Ausland bedeutet Atommüllex-
port - und damit faktisch St.-Flori-
ans-Verhalten. Das Atommüllpro-
blem in Deutschland ist schon so
groß, daß es ein deutsches Endla-
ger geben muß. Eine Debatte über
die Suche nach dem sicherheits-
technisch bestmöglichen Standort
wäre allerdings einfacher zu füh-
ren, wenn kein neuer Atommüll
durch den Weiterbetrieb der
AKWs produziert würde. Die De-
vise muß lauten: Für den deut-
schen Atommüll in Deutschland
den am besten geeigneten Endla-
gerstandort finden. Dazu wäre es
wichtig, anders als für den
nur aus politischen Gründen ge-
wählten Endlagerstandort Gorle-
ben, die geologischen Untersu-
chungen in den Mittelpunkt zu
stellen. Interview:

Klaus-Peter Klingelschmitt

Mit juristischen Niederlagen auf du und du

CSU gewatscht
München (taz) - Mit Nach-

druck hatte der bayerische Um-
weltminister Thomas Goppel
versucht, von den Klägerinnen
gegen MOX-Brennelemente im
Atomkraftwerk Gundremmin-
gen 146.000 Mark Beraterko-
sten zu kassieren. Die MOX-
Gegnerlnnen sollten 94.185
Mark für die Abfassung von
Schriftsätzen bezahlen, die der
TÜV Bayern für das Umwelt-
ministerium verfaßte. Weitere
51.897,34 Mark sollten die Klä-
gerinnen für die Hilfe des TÜV
beim zweitägigen Prozeß ab-
drücken.

Diesem „plumpen politi-
schen Einschüchterungsver-
such" (MOX-Gegnerlnnen-
Anwalt Tillo Guber) schob der
bayerische Verwaltungsge-
richtshof (VGH) jedoch endgül-
tig einen Riegel vor. Mit dem
jetzt bekanntgewordenen Be-
schluß vom 21.11. 96 (Az. 22 A
94.40014 u. a.) wurde das Ansin-
nen des bayerischen Umweltmi-
nisteriums zurückgewiesen.
Goppels Forderung wäre nur
dann rechtlich haltbar gewesen,
wenn man die im Umweltmini-
sterium mit atomrechtlichen
Genehmigungen befaßten Be-
amten als „mit der Materie nicht
vertraute Laien" anzusehen
hätte. Doch genau das ist nach

Überzeugung der Obersten
Verwaltungsrichter eben nicht
der Fall. Sehr wohl seien die Mi-
nisterialbeamten in der Lage,
sich im Prozeß selbst zu verteidi-
gen und ihre Argumente darzu-
legen.

MOX-Anwalt Tillo Guber
kommentierte die Entschei-
dung: „Hätte das Umweltmini-
sterium auch nur teilweise recht
bekommen, wären gerichtliche
Schritte normalverdienender
Bürger gegen umweltgefähr-
dende Großprojekte in Bayern
weitgehend unmöglich gewor-
den." Durch wirtschaftliche
Sanktionen jeglichen Wider-
stand kaputtzumachen hätte das
bedeutet, ergänzt der schwäbi-
sche Landtagsabgeordnete Ra-
imund Kamm. „Schön, daß wir
in einem Rechtsstaat leben, der
der Willkür auch von CSU-Mi-
nistern Schranken setzt", sagte
er. Das Umweltministerium
brauche nun mal keine zusätzli-
che und sündteure TÜV-Bera-
tung, da man die entsprechen-
den Fachkenntnisse vorausset-
zen müsse. Erleichtert waren
auch die MOX-Klägerlnnen
über die VGH-Entscheidung.
Sie hatten befürchtet, Goppel
wolle sie mit der „Geldkeule"
mundtot machen.

Klaus Wittmann
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